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Beklagter und Revisionskläger.

Das Bundessozialgericht, 9% Senat() hat auf die mündliche
Verhandlung vom 45„ Dezember 4979 für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen

vom 22. September 1977 aufgehoben und der Rechtsstreit

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen. '
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G r ü n d e :

Der Kläger begehrt Höherhewertung der Minderung der Erwerbs-

fähigkeit (MdE) wegen einer besonderen Berufsbetroffenheit

(@ 30 Abs 2 des Bundesversorgungsgesetzes -BVG—).

Die Versorgungsverwaltung hatte im Streitverfahren vor dem

Oberversicherungsamt (OVA) Münster als Schädigungsfolgen

"Durchfallneigung nach Ruhr und Verlust des rechten Hodens"

mit einer MdE von 50 VH anerkannt. Sie war diesem Anerkennt—
nis vom 27. November 1955 mit Ausführungsbescheid vom 51. Juli

1954 nachgekommen.

Der Kläger begehrte im Jahre 1972 ein Karzinomleiden als

weitere Schädigungsfolge anzuerkennen, seine Versorgungsrente

wegen einer besonderen beruflichen Betroffenheit zu erhöhen

und ihm BerufsschadensauSgleich zu gewähren. Die Versorgungs—

verwaltung lehnte dies ab (Bescheid vom 17, Juli 1972; Wider—

spruchsbescheid vom 16. Januar 1975). Die zunächst uneinge—

schränkt erhobene Klage Verfolgte der Kläger späterhin nur

noch mit dem Ziel der Berücksichtigung eines besonderen beruf-
lichen Betroffenseins. Das Sozialgericht (SG) gab der Klage

statt und verurteilte den Beklagten antragsgemäß, die MdB um
10 vH auf 40 vH anzuheben° Das Landessozialgericht (LSG) wies

die Berufung des Beklagten zurück. Es meinte zur Rechtsnatur

der angefochtenen Verwaltungsbescheide‚ sie seien als "echte
Erstbescheide" und nicht als Zugunstenbescheide (@ 40 Abs 1
des Verwaltungsverfahren5gesetzes in der Kriegsopferversor—

gung -KOVVfG-) oder als Abänderungsbescheide (@ 62 Abs 1 BVG)

einzuordnens Über denselben Streitgegenstand sei nämlich, wie
dies die 55 40 KOVV£G‚ 62 BVG voraussetzten, nicht entschie—
den worden. Die seinerzeitige Berufsstellung des Klägers habe
bei der Bemesserung der MdB keine Rolle gespielt. Vielmehr
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sei(, wie aus dem Inhalt der Akten zweifelsfrei ersichtlich‚ die

aus "rein medizinischer Sicht" resultierende medizinisch-anato—

mische MdE im allgemeinen Erwerbsleben streitig gewesen° Nur

darauf habe sich das Anerkenntnis bei der Festsetzung der MdE

um 50 vH bezogene Des weiteren führt das LSG aus, es habe nach
Zeugeneinvernahmen und Anhörung ärztlicher Sachverständiger die

Überzeugung gewonnen9 die Berufsaufgabe des Klägers als Landwirt

im Jahre 4950 sei aus im wesentlichen schädigungsbedingten Grün—

den erfolgt. Diesen Beruf habe der Kläger nach dem Besuch der '

Volksschule erlernt und bis zu seiner Einberufung im Jahre 4959

ausgeübt® Der Kläger habe vor der Schädigung den Beruf eines

selbständigen Landwirts oder verantwortlichen landwirtschaftli-

chen Verwalters angestrebt. Dieses Ziel habe er nach Rückkehr aus
der Kriegsgefangenschaft im Jahre 4948 weiterverfolgt und durch

Einheirat verwirklichen wollen„ Durch die anerkannte Schädigungs—

folgen sei er den körperlichen Anforderungen einer landwirtschaft-

lichen Tätigkeit nicht gewachsen gewesen. Aus diesem Grunde sei

auch die Einheirat in eine Landwirtschaft gescheitert.

Der Beklagte rügt mit der zugelassenen Revision‚ das LSG sei von

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts -BSG— (ua BSG in

BVBl 4966, 7; BSG in Breithaupt4969‚ 867; BSGE 229 85; 29, 459;

40, 470 f) abgewichen„ Danach sei der Anspruch auf Berücksichti—

gung einer besonderen Berufsbetroffenheit im Sinne des 5 30 Abs 4

BVG aF und des 5 50 Abs 2 BVG nF nicht als selbständiger Anspruch
ausgestaltet worden° Bei dem besonderen beruflichen Betroffensein

handele es sich lediglich um einen von mehreren Faktoren9 die für

die einheitlich festzusetzende MdB maßgebend seien. Demgemäß hättr

sich das LSG nicht über die Bindungswirkung des im OVA-Verfahren

abgegebenen Anerkenntnisses hinwegesetzen dürfen‚ Der angefoch—

tene Bescheid vom 47. Juli 4972 sei kein Erstbescheid, sondern

ein Zugunstenbescheid im Sinne des 5 40 Abs 4 KOVVfG. Das LSG

habe über die Unrichtigkeit des seinerzeitigen Anerkenntnisses

keine tatsächlichen Feststellungen getroffen. Zudem ergebe sich

aus dem Akteninhalt entgegen der Auffassung des LSG nicht, daß

der Kläger bis zu seiner Einberufung im Jahre 4959 die Tätigkeit
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eines Landwirts ausgeübt habe. Der Kläger habe verschiedent-

lich den Beruf eines Kaufmanns bzw Eierhändlers angegeben. Des—

halb hätte sich das LSG zu einer weiteren Beweiserhebung ge—

drängt fühlen müssen. Die 55 105 Satz 1 Halbsatz 1 und 128

Abs 1 Satz 1 und Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) seien

verletzt. Dieser Verfahrensverstoß sei aber wesentlich, da das

LSG dann, wenn der Kläger vor der Schädigung nicht mehr in der

Landwirtschaft tätig gewesen wäre, möglicherweise anders ent—

schieden hätte. Dies insbesondere bei einer längerdauernden

Tätigkeit als Kaufmann, Vom letzteren Beruf ausgehend, hätte

der Kläger diesen auch nach der Schädigung noch ausüben können.

Der Beklagte beantragt,

die angefochtenen Urteile aufzuheben und die

Klage abzuweisen;

hilfsweise,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Streitsache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
dieses Gericht zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Der Kläger meint, die Heraushebung der besonderen Berufsbe—

troffenheit in einem gesonderten Absatz des 5 50 BVG und die

Tatsache, daß der Beruf eines Landwirts in der MdE—Bewertung

bisher keine Berücksichtigung gefunden habe, erfordere eine
Abkehr von der bisherigen Rechtsprechung des BSG. Das LSG

habe die angefochtenen Bescheide zutreffend als Erstbescheide

gewertet. Selbst wenn man hiervon nicht auszugehen hätte, sei

das LSG von der Uhrichtigkeit des ursprünglichen Bescheides

ausgegangen. Es habe nämlich festgestellt, daß der Kläger den

angestrebten und ausgeübten Beruf eines Landwirts aus schädi—
gungsbedingten Gründen habe aufgeben müssen.
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Die zulässige Revision ist insoweit begründet, als das Urteil des
LSG aufzuheben und der Rechtsstreit an dieses Gericht zurückzu—

verweisen ist°

Das SG hat bei der Verurteilung des Beklagten, dem Kläger eine

um 10 vH höhere Versorgungsrente - nunmehr insgesamt um 40 vH —
zu gewähren9 die Rechtsnatur der angefochtenen Vérwaltungsbeschei—

de verkannt. Gleiches gilt auch für das LSG. Es ist von der ge-

wonnenen Überzeugung ausgegangen‚ der Kläger sei als Landwirt be-

sonders beruflich betroffen° Die Versorgungsverwaltung habe über

diesen Streitgegenstand bisher nicht entschieden. Die im Streit—

verfahren vor dem OVA durch Anerkenntnis zugebilligte Versor—

gungsrente nach einer MdE um 50 vH habe ausschließlich die aus
rein medizinisch—anatomischer Sicht resultierende MdB und nicht

auch ein besonderes berufliches Betroffensein umfaßt„ Daraus

schließt das LSG9 bei den angefochtenen Bescheiden handele es sich

soweit über den Antrag des Klägers im Jahre 1972 auf Gewährung

einer höheren Rente wegen einer besonderen Berufsbetroffenheit

nach 5 50 Abs 2 BVG entschieden worden sei, um sogenannte Erst—

bescheide.

Für diese Rechtsansicht könnte das LSG den Wortlaut des 5 50

Abs 5 BVG anführen, der Berufsschadensausgleich "nach Anwendung
des Abs 2" vorsieht. Nachdem der Kläger seinen Antrag auf Berufs-

schadensausgleich — wenn auch erst im Klagever■hren — nicht mehr

aufrechterhalten hat, kann dahinstehen, ob dieser Antrag ohne

Ausnahme der Versorgungsverwaltung die weitere Verpflichtung auf-

erlegt‚ sachlich über das besondere berufliche Betroffensein zu
entscheiden (Vgl hierzu BSG SozR % 50 BVG Nr 56; 5 40 KOVVfG

Nr 14)‚ Jedenfalls erfaßt in einem Fall wie diesem, der dadurch

gekennzeichnet ist‚ daß nurmehr die besondere berufliche Betrof—

fenheit streitig ist, die bindend gewordene Festsetzung der MdE

auch dann das besondere berufliche Betroffensein, wenn es von An-

fang an zu beachten gewesen wäre, aber nicht oder nicht ausrein

chend berücksichtigt worden ist (BSG BVBl 1966, 6 und 7 : Breit—
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haupt 1965, W257; BSG in Breithaupt ”39693 8669 867; vgl auch

BSGE 29, 1595 409 420 f)@ Das BSG hat sich von dem Gedanken

leiten lassen? daß die Versorgungsverwaltung über den - mate—

riellen » Versorgungsanspruch verbindlich entschieden hatte°

Der Anspruch auf Berücksichtigung des besonderen beruflichen

Betroffenseins ist sowohl nach dem vor dem ersten Neuord—

nungsgesetz (NOG) vom 27? Juli 4960 geltenden Fassung (5 50

Abs 1 Satz 2 BVG aF) wie auch danach (5 50 Abs 2 BVG nF) nicht

als selbständiger Anspruch ausgestaltet werden„ Das Gesetz

behandelt das berufliche Betroffensein lediglich wie Umstände,

die wie Bemessungsfaktoren für die MdB in Betracht kommen

sollen. Dies gebietet9 wie das BSG entschieden hat (BSGE 12,

154; 22? 829 85)9 eine einheitliche Bewertung der MdE‚ wobei
die schädigungsbedingten beurflichen Erschwernisse stets mit

zu prüfen waren„ Dieser Maßstab galt schon? als das OVA—

Streitverfahren anhängig war (BSGE 459 208? 209). Folglich

handelt es Sich bei den angefochtenen Verwaltungsbescheiden

nicht um Erstbescheide9 sondern um Zugunstenbescheide (@ 40

Abs 1 KOVVfG).

Nach 5 40 Abs @KOVVfGkann die Verwaltungsbehörde zugunsten
des Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid erteilen„ Die

Voraussetzung für die Ausübung des der Verwaltungsbehörde

eingeräumten Handlungsermessens kommt im Wortlaut der Vor—

schrift nicht zum Ausdrucke Dennoch geht man allgemein da—

von aus‚ daß eine Zugunstenregelung die Unrichtigkeit des

früheren Bescheides voraussetzt. Dies ist der Überschrift

des Abschnittes IX vor 5 40 KOVVfG "Berichtigung von Be-

scheiden" zu entnehmen@ Zugunsten des Berechtigten können

nämlich nur solche Bescheide durch Erteilung eines neuen Be—

scheids berichtigt werden? die selbst unrichtig sind. Die
VV Nr 2 zu 5 40 KOVVfG bestätigt diese Auffassung, Danach

wird gefordert9 daß die frühere Entscheidung aus rechtlichen

oder tatsächlichen Gründen unrichtig ist (BSG SozR @40
KOVVfG Nr 42)„ Mithin setzt das Handlungsermessen der Ver-

waltungsbehörde dann ein9 "wenn die frühere Entscheidung
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tatsächlich oder rechtlich unrichtig gewesen ist"° Die Rechts—

natur eines solchen Bescheides wird auch dann nicht verändert,

wenn dem Begehren nach Erteilung eines Zugunstenbescheides nicht

stattgegeben wird, Dann handelt es sich um einen sogenannten

negativen Zugunstenbescheid (BSGE 29, 278, 280).

Die Neufassung des 5 50 BVG idF des 4. NOG gebietet entgegen der

Meinung des Klägers nicht eine Abkehr von der Rechtsprechung des

BSG. Dadurch wurde nicht etwa erstmalig eine gesonderte MdE—Fest—

setzung wegen eines beruflichen Betroffenseins eingeführt„ Rich—

tig ist lediglich, daß ab diesem Zeitpunkt die Behinderung im

allgemeinen Erwerbsleben und im Beruf in unterschiedlichen Ab—

sätzen geregelt ist. Diese Aufspaltung und in gewisser Weise auch

Verselbständigung (BSGE 56, 285, 289) führte zwangsläufig zu
einer Betonung des beruflichen Betroffenseins sowie zu einer

gegenüber bisher größeren Beachtung. Dadurch ist der früher un—
eingeschränkt geltende Leitgedanke der Einheitlichkeit des Ren—

tenanspruchs (BSGE 44, 28; Krebs SGb 4959, 75) im Hinblick auf

die Rechtsentwicklung beim besonderen Berufsbetroffensein modi-

fiziert worden. Dennoch geht auch die neure Betrachtungsweise da—

von aus, daß die MdE im allgemeinen Erwerbsleben (@ 50 Abs 4 BVG)

und das berufliche Betroffensein bei aller Verselbständigung imme.

noch als Teilfaktor des einheitlichen Rentenanspruches anzusehen

ist (BSGE 56, 285, 290; 57, 80, 84; SozR 4500 S 99 Nr 2). Mit

der Aufteilung der Bewertung in zwei Absätzen ist eine sachliche

Änderung nicht eingetreten (BSGE 22, 82, 84; 56, 285, 288).

Bis zum Inkrafttreten des 4. NOG war die Beurteilung der MdB

allein.in Absatz 4 des 5 50 BVG geregelt. Dieser Absatz enthielt

alle Faktoren, die auch nach dem derzeitigen Recht für die Be—

urteilung der MdE maßgebend sind, nämlich die Beeinträchtigung

im allgemeinen Erwerbsleben, die seelischen Begleiterscheinungen

und Schmerzen und auch das berufliche Betroffensein. Eine solche

Berücksichtigung des Berufes im Versorgungsrecht ist nicht neu.
Schon 5 4 des Mannschaftsversorgungsgesetzes vom 54. Mai 4906

(Reichsgesetzblatt I S 595) und 5 25 des Reichsversorgungsge-

setzes sahen dies vor. 5 50 Abs 4 Satz 4, 2. Halbsatz BVG idF
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vom 200 Dezember 1950 (BGBl I S 791) übernahm diesen Grundge-

danken, wenn darin bestimmt ist "Der vor der Schädigung aus—

geübte Beruf oder eine bereits begonnene oder nachweisbar an—

gestrebte Berufsausbildung ist zu berücksichtigen". Bemerkens-

wert ist, daß die hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften

(VV Nr 1 Abs 2) eine Erhöhung der MdE geboten, “wenn der Be-
schädigte durch die Art der Beschädigung in der Ausübung sei—

nes vor der Schädigung ausgeübten, begonnenen oder angestreb-

ten Berufes besonders betroffen wird". Das 50 Änderungsgesetz

zum BVG vom 6° Juli 1956 (BGBl I S 465) änderte @ 30 Abs 1

BVG, indem es die genannte VV nahezu wörtlich in Satz 2 über—

nahm„ Durch diese unterschiedliche Fassung des Gesetzes blieb

die nach der Rechtsprechung des BSG maßgebliche Interpreta—

tion, von der das LSG abgewichen ist, unberührt°

Wohl beinhalten die zunächst in ihrer Gesamtheit angefochte—

nen Verwaltungsbescheide auch eine Sachentscheidung, soweit

über den Versorgungsantrag des Klägers auf Zuerkennung weite—

rer Schädigungsfolgen und Gewährung eines Berufsschadensaus-

gleichs entschieden werden ist, Dieser Bescheidteil steht

nicht in einem solch untrennbaren Zusammenhang, daß damit

auch der übrige Teil des Bescheides hinsichtlich des beson—

deren Berufsbetroffenseins seine Rechtsnatur verändert hätte°

Die Voraussetzungen des 5 50 Abs 2 und 5 50 Abs 4 BVG sind

unterschiedlich, Während Abs 2 die Beeinträchtigung im Beruf

beinhaltet, stellt Abs 4 auf den wirtschaftlichen Schaden ab,

der nach der in der Kriegsopferversorgung herrschenden Kausa-

litätsnorm zu ermitteln ist. Demzufolge ist nicht zwangsläu—

fig bei der Bejahung der in 5 50 Abs 2 BVG enthaltenen Tat—
bestandsvoraussetzungen gleichzeitig auch ein Anspruch auf

Berufsschadensausgleich gegeben oder umgekehrt (BSG SozR

@ 50 BVG Nr 56)„ Folglich war die Vérsorgungsverwaltung be-

fugt, über das besondere berufliche Betroffensein gesondert

zu befinden° Die in dem angefochtenen Widerspruchsbescheid

ua enthaltene Feststellung "Die anerkannten Schädigungsfol-

gen sind mit einer MdE um 50 vH zutreffend bewertet" ver—

_9_
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deutlicht9 daß die Versorgungsverwaltung an der ursprünglich

durch Anerkenntnis im Streitverfahren vor dem OVA zugebilligten

Höhe der MdE festhalten wollte. Bedeutsam ist dabei‘) daß die Ver—
sorgungsverwaltung auf dieser Bestimmung der ursprünglich fest—

gesetzten MdE beharrte‚ obwohl der Kläger eine besondere beruf—

liche Betroffenheit als Landwirt geltend machte und damit deut—

lich zu verstehen gab, daß die MdB—Festsetzung von Anfang an zu
niedrig war. Wenn in dem Widerspruchsbescheid dennoch die ge—

nannte Feststellung enthalten ist‚ so ist dies — wenigstens in

diesem Teilbereich - als negativer Zugunstenbescheid zu werten.

Nur insoweit hat der Kläger die Klage auch aufrecht erhalten.

Bei der nunmehr zu treffenden Entscheidung über die Rechtmäßig—

keit des Zugunstenbescheides wird das LSG zunächst zu prüfen

haben9 inwieweit gegebenenfalls der ergangene Erstbescheid un—

richtig ist (BSGE 299 278“. Das Tatbestandsmerkmal der "Unrich—

tigkeit des Erstbescheides“ unterliegt dabei im Streifall wie

jedes Tatbestandsmerkmal der vollen richterlichen Nachprüfung

(BSGE 29‚ 2789 284; BSG SozR 5100 5 55 Nr 8). Da das LSG nicht

auf einen Zugunstenbescheid abstellte9 fehlen insoweit tatsäch—

liche Feststellungen in seinem Urteil. Bei der Prüfung der Un—

richtigkeit wird ua zu beachten sein9 daß von der ursprünglichen

Fassung vom 20. Dezember 1950 an bis zum 5. Änderungsgesetz nach

5 30 Abs 4 BVG aF nur der vor der Schädigung ausgeübte9 begonnene

oder nachweisbar angestrebte Beruf maßgebend war. Durch das 1.

und. & NOG,letzteres vom 24. Februar 4964 (BGBl I s 85). fand
auch der "derzeitige" Beruf entsprechende Berücksichtigung. Erst

durch das 5. NOG vom 28. Dezember 4966 (BGBl I S 750) ist neben

dem vor der Schädigung ausgeübten oder begonnenen und dem nach-

weisbar angestrebten Beruf auch der Beruf maßgebend9 den der Be—

schädigte nach Eintritt der Schädigung ausgeübt hat oder noch

ausübt. Dies veranlaßte das BSG, insoweit eine Rechtsänderung

anzunehmen (BSG SozR @ 50 BVG Nr 48). Demzufolge ist auf die

berufliche Situation des Klägers vor und nach der Schädigung ab-

zustellen. Insoweit ist wichtig, daß der Beklagte gegen die tat—

sächlichen Feststellungen des LSG ordnungsgemäß und zutreffend
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Verfahrensrügen erhoben hat. Das LSG hat seine Sachaufklärungs—

pflicht verletzt (@ 405 Satz 4 Halbsatz 4 SGG), indem es von
dem bis zur Einberufung im Jahre 4959 ausgeübten Beruf eines

Landwirts ausgegangen ist. Tatsächlich hat der Kläger seine

landwirtschaftliche Tätigkeit von 4954 an im Gegensatz zu der

Zeit davor nicht belegt. Zudem ergeben sich, wie seitens des

Beklagten im einzelnen dargetan, aus den Berufsangaben "Kauf-

mann"— so etwa in dem am 24, Februar 4948 ausgestellten Ent—

lassungsschein, dem Krankenblatt des französischen Hospitals

in Rennes von 4948 und im Versorgungsantrag vom 4. Januar

4950 — oder "Eierhändler" in dem vermutlich im Jahre 4959 aus—
gestellten G—Buch Zweifel über die berufliche Einordnung. So-

nach hätten selbst nach der rechtlichen Beurteilung des LSG

die bisherigen Ermittlungen nicht ausgereicht, um darauf die
Überzeugungsbildung

zu stützen. Infolgedessen greift auch

die auf 5 428 Abs 4 SGG gestützte Verfahrensrüge durch. wenn

insoweit der Kläger einwendet, das Gericht müsse nicht alle

von den Beteiligten übereinstimmend vorgetragenen Tatsachen

anzweifeln und überprüfen, ist dies zutreffend (vgl Meyer—

Ladewig, SGG, Anm 7 zu % 405). Jedoch sind Nachforschungen
erforderlich, soweit sie der Sachverhalt nahelegt (BSG SozR

@ 405 SGG Nr 5). Da der Sachverhalt auch den Inhalt der Ver—

waltungsakten umfaßt, hätte das LSG die Widersprüche zwischen

dem übereinstimmenden Sachvortrag der Beteiligten, der Kläger

sei bis 4959 in der Landwirtschaft beruflich tätig gewesen,
und dem Akteninhalt erkennen sowie dann auf eine entsprechen-

de Aufklärung hinwirken bzw entsprechende Ermittlungen an—
stellen müssen„ Schließlich hängt die Uhrichtigkeit der an—
gefochtenen Bescheide auch davon ab, ob und gegebenenfalls

inwieweit eine Verweisung auf einen sozial gleichwertigen

Beruf, den der Kläger auch mit den Schädigungsfolgen hätte

ausüben können, geboten gewesen wäre. Auch insoweit fehlen

entsprechende Feststellungen des LSG.
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-qq-

Nachdem die bisherigen tatsächlichen Feststellungen des LSG zu
einer abschließenden Entscheidung nicht ausreichen, war das an-

gefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen (% 170

Abs 2 see)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem Berufungsgericht vorbehalten.
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